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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Sport

Im Juni behandelte der Nationalrat ein Geschaft, in dem es um Finanzhilfen fiir
Sportanlagen nationaler Bedeutung ging. Gemass dem neuen Sportférderungsgesetz,
welches am 1.10.2012 in Kraft trat, gehort zu den Zielen der Sportférderung des Bundes
die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen zur Férderung des leistungsorientierten
Nachwuchssports und des Spitzensports. Im Rahmen dieser Zielsetzung erhielt der
Bund den Auftrag, ein nationales Sportanlagenkonzept (NASAK) fir die Planung und
Koordination der Sportanlagen von nationaler Bedeutung zu erarbeiten und zu
aktualisieren. Dabei kann er Finanzhilfen an den Bau solcher Anlagen leisten. Der
Bundesversammlung wurde im Februar 2012 beantragt, einen Gesamtkredit fur
Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler Bedeutung (NASAK 4) in der Héhe von 50
Mio. CHF aus allgemeinen Bundesmitteln zu bewilligen. Die erstberatende Kommission
des Nationalrates beantragte dem Ratsplenum deutlich, auf die Vorlage einzutreten. Die
Kommission nahm aber eine entscheidende Anderung am bundesréatlichen Entwurf vor
und erhohte den Gesamtbetrag um 20 Mio. CHF auf 70 Mio. In der Ratsdebatte
verdeutlichte sich auch im Plenum eine Unterstitzung fur den Sport und die
Sportférderung, wie sie mit einem Ausbau wichtiger Sportanlagen umgesetzt werden
kann. Auch hinsichtlich einer méglichen Kandidatur fur die olympischen Winterspiele
2022 mache die Aufristung Sinn, so mehrere Rednerinnen. In Vertretung des
Gesamtbundesrates erklarte Sportminister Maurer die Beweggriinde der Regierung, das
urspringlich auf 87 Mio. CHF geschéatzte Forderprogramm des Bundesamtes flr Sport
zu kurzen. Mit diesem Budget sollten vorwiegend die Sportverbénde profitieren, was
letztlich aber nicht das Ziel des Bundesrates sei. Zusétzlich fihrte Maurer Bedenken
Uber die finanzielle Lage generell ins Feld. Mit einer Erhdhung des Kredits auf 70 Mio.
CHF trat die WBK-NR der Klrzung ein grosses Stuck weit entgegen. Eintreten war auch
im Plenum unbestritten und in der Detailberatung fand der Antrag der Kommission eine
Mehrheit von 111 gegen 57 Stimmen. Die Ausgabenbremse wurde mit 164 zu 4 Stimmen
deutlich geldst. Im Herbst 2012 gelangte der abgednderte Entwurf in den Zweitrat. Die
WBK-SR war bereits gespalten. Eine Mehrheit sprach sich flur die Version des
Bundesrates aus, also gegen den Vorschlag des Nationalrates. Eine Minderheit Eder
(fdp, ZG) beantragte Festhalten am Nationalratsbeschluss, sprich an der Erhéhung um
20 Mio. CHF. Der Minderheitsantrag wurde in der Gesamtabstimmung mit 24 zu 12
Stimmen angenommen. Die Ausgabenbremse wurde ebenfalls deutlich gelost. '

Angesichts des von vier Schweizer Regionen und Kantonen gedusserten Interesses an
einer Kandidatur fiir die Olympischen Spiele 2026 in der Schweiz fand am 11. Marz 2016
eine  ausserordentliche = Versammlung des  Schweizerischen  Sport-  und
Olympiadachverbands Swiss Olympics statt. Das Parlament des Verbands (das
sogenannte «Sportparlament») - bestehend aus Delegierten der olympischen Verbénde
der Schweiz - entschied, eine Schweizer Kandidatur unter zwei Hauptbedingungen zu
unterstitzen: Erstens musse insbesondere die Austragungsregion, aber auch die
restliche Schweiz vom Projekt profitieren kénnen und zweitens musse die Kandidatur
so attraktiv und Uberzeugend sein, dass sie bei der Abstimmung des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) im Herbst 2019 die Mehrheit der Stimmen auf sich
vereinen konne. Darlber hinaus gab das Sportparlament weitere zu erflllende
Rahmenbedingungen vor: Die Kandidatur solle die Unterstutzung von Politik, Wirtschaft
und Tourismus der Schweiz hinter sich vereinen, verschiedensten Umweltaspekten
Rechnung tragen und als «Motor flir eine Revitalisierung des Wintersports» dienen, wie
es die Zeitung «Sudostschweiz» formulierte. Fur den Projektierungsprozess sprach das
Sportparlament ein Budget von CHF 1 Mio. verteilt Uber vier Jahre und legte zudem
einen eher straffen Zeitplan fest: Bis Ende 2016 mussten die jeweiligen Kandidaturen
ein Bewerbungsdossier einreichen, zudem mussten bis zum darauffolgenden Frihling
in allen an einer Kandidatur interessierten Kantonen Volksabstimmungen abgehalten
werden, damit im Herbst 2017 ein Schweizer Kandidat fir die Olympischen Spiele 2026
gewéahlt und aufgestellt werden kénne. Fir eine solche Wahl mussten aber sémtliche
Bedingungen erflllt sein, betonte Swiss Olympic.

Neben den drei Schweizer Kantonen Graublnden, Wallis und Bern und der
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Genferseeregion, die sich allesamt eine Olympiakandidatur vorstellen konnten, zeigten
sich sowohl Teile der Politik als auch Vertretende aus den Reihen der
Wirtschaftsverbéande sowie der Sport- und Tourismusbranche erfreut Uber diesen
positiven Grundsatzentscheid von Swiss Olympic. Auch der Bundesrat hatte sich fur die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2016 in der Schweiz ausgesprochen. Gemass
dem obersten «Schweizer Sportler» (Stidostschweiz), Guy Parmelin, welcher mit einer
Grussbotschaft die Sitzung des Sportparlaments erdffnete, stellten die Olympischen
Spiele eine grosse Chance dar, die Schweiz auf der internationalen Buhne zu
prasentieren. Dem stimmte auch Jorg Schild als Préasident von Swiss Olympic zu; die
Schweiz sei mit ihren Bergen und einer langen Wintersport-Tradition eine exzellente
Kandidatin zur Ausrichtung dieses vierjahrlichen Sportfests. Es handle sich darlber
hinaus um eine «grosse Chance fur die Schweiz, der Welt zu beweisen, dass
o6kologische und finanziell tragbare Spiele moglich seien», so Schild gegentber der
Stdostschweiz.

Es gelte allerdings zu beachten, dass die grosste Hurde fur die Ausrichtung einer
Winterolympiade in der Schweiz wohl in deren Finanzierung liege, warf Sportminister
Parmelin im Nachgang der Session des Sportparlaments trotz seiner Freude Uber den
positiven Entschluss ein. Diese kdnnte insbesondere zum Problem werden, da die ein
Jahr nach den Winterspielen angedachte Landesausstellung 2027 in der
Bodenseeregion mit der Olympiade um die Gelder konkurrenzieren kénnte. Es handle
sich um «zwei sehr teure Anlasse in kurzer Zeit», was die finanzielle Unterstltzung
beider Vorhaben vonseiten des Bundes politisch sehr unwahrscheinlich mache, so der
Bundesrat.

Kritische Stimmen gegentber einer Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele
wurden zudem aus Wissenschaftskreisen laut. Das Risiko von chancenlosen
Kandidaturen sei auch bei diesem Anlauf gross, fand der emeritierte Professor fur
Freizeit und Tourismus, Hansruedi Muller: Die Schweiz habe bereits ausreichend
Erfahrungen mit «klaglich gescheiterten Kandidaturen» gemacht, postulierte er im
Gesprach mit der BZ. Auf zwei Austragungen der Olympischen Spiele, welche in der
ersten Halfte des letzten Jahrhunderts in der Schweiz stattgefunden hatten, folgten 13
erfolglose Bewerbungen. Nicht wenige Male scheiterte der Traum des erneuten
Entfachens des olympischen Feuers in der Schweiz an der Stimmbevolkerung. Dies sei
auf das zunehmende Imageproblem der Olympischen Spiele zurickzufihren, fand
Jean-Loup Chappelet, Professor fur Public Management an der UNIL: Sie gélten als zu
teuer und zu elitar. Dazu kdmen viele negative Schlagzeilen, unter anderem bezlglich
des Gigantismus der Spiele in Sotschi und Peking, Menschenrechtsverletzungen sowie
verheerenden Umweltschaden. Infolge der Neuerungen im Rahmen der Reformagenda
2020 des IOC, welche angestossen worden sei, um dieser international beobachteten
Entwicklung entgegenzuwirken, seien Kandidierende aus kleineren Landern, welche sich
vom Gigantismus lossagen und auf Nachhaltigkeit setzten, jedoch geradezu erwlnscht,
hielt Swiss Olympics-Prasident Jorg Schild dagegen.

Geméss einer reprasentativen Umfrage des Forschungsinstituts Demoscope im Sommer
2016 befurwortete eine Mehrheit von 57 Prozent der Schweizer Bevolkerung generell
eine Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele 2026. Allerdings war ein
ahnlicher Anteil der Befragten auch der Meinung, dass die Kosten den Nutzen
Uberwdgen. Drei von vier Befragten erwarteten aber einen positiven Effekt auf die
Schweizer Tourismusindustrie, so die NZZ. Diese hohen Zustimmungswerte, welche sich
vor allem im Mittelland und der Nordwestschweiz zeigten, zeugten von ausgepragter
«innerhelvetischer Solidaritat mit Tourismusregionen», schrieb die Stidostschweiz. Die
Umfrage von Demoscope fragte auch nach dem préaferierten Projekt, wobei die Buandner
Kandidatur wegen ihres dezentralen Charakters deutlich die Nase vorn hatte. Knapp
jede flnfte befragte Person bevorzugte diese gegenliber den Westschweizer
Kandidaturen, bei den Befragten aus der Ostschweiz war es sogar jede Vierte. ?

Mit einer Motion zur Sicherung des Programms ,Jugend und Sport” (J+S) befeuerte
Peter Fohn (svp, SZ) die Debatte zur Sportférderung. Er knipfte damit an Prozesse aus
dem Vorjahr an. Der Innerschweizer sorgte sich um die Finanzierung von Jugend+Sport
durch den Bund und forderte entsprechend die Regierung auf, auch fur kommende
Jahre genligend Fordergelder zur Verflgung zu stellen. J+S sei 2015 um 6 Prozent
gewachsen und fur 2017 werde mit einem Zuwachs um 7 Prozent gerechnet, so der
Antragsteller. Kindersport und freiwilliger Schulsport seien dabei die besonders
erfolgreichen Sparten des Programms. Fohn wollte daher erreichen, dass der Bund
mehr Geld fur J+S bereitstelle, um dessen Stabilitat zu gewéhrleisten und den
Beteiligten Planungssicherheit zu geben.
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Der Bundesrat zeigte sich wie der Motionar Uberzeugt von der Bedeutung und dem
Erfolg, aber auch der politischen Anerkennung, die das Programm geniesse. Er verwies
jedoch auf den Entscheid zum Nachtragskredit von 2015, wo J+S CHF 17 Mio.
zugesprochen wurden, um das Beitragswachstum 2015 aufzufangen. Der Bundesrat sah
zwar ein, dass die erneut héhere Dotierung des Budgets ab 2016 (plus CHF 20 Mio.)
aufgrund des ,aus sportpolitischer Sicht erfreulichen” Wachstums bereits 2017 nicht
mehr ausreichen werde. Trotzdem wollte er die zuklnftige Erhdhung der Beitrage offen
lassen, da er nicht vorgreifen und stattdessen abwarten wollte, bis man mit der
~Gesamtschau Sportférderung des Bundes” weiter vorankam. Im Lichte der dort zu
fassenden Entscheidungen und unter Bertcksichtigung des Voranschlages 2017 mit dem
IAFP 2018-2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion Fohn.

Im Standerat verteidigte Fohn sein Anliegen und erhielt Rickendeckung von den
Standeraten Bischofberger (cvp, Al) und Graber (cvp, LU); Letzterer ist auch
Mitunterzeichner der Motion und Urheber eines friheren Vorstosses dazu. Der
Motionar nahm auf eine zunehmende Sorge vonseiten diverser J+S-Akteure,
insbesondere von Leiterinnen und Leitern sowie Veranstaltern, Bezug. Man sei Uber die
finanziellen Kirzungen besorgt, dies wurde dem Parlament auch von diversen
Sportorganisationen zugetragen. Es fehle das Geld, weil ,zu gut gearbeitet wurde” -
dieser Umstand sei unverstandlich, so Fohn. Es sei essenziell, den geleisteten Effort
und den Erfolg des Programms J+S weiterhin zu unterstitzen und entsprechend auch
mit ausreichend finanziellen Zuwendungen zu férdern. Bischofberger mahnte die
Standeratinnen und Standeréate an ihre Verantwortung, es sei ihre Aufgabe, die in den
Voranschlagen geplanten Mittel zu sprechen. Graber nahm das Stichwort ,Gesamtschau
Sportférderung” auf, zeigte sich jedoch nicht einverstanden mit der Gleichbehandlung
der beiden Geschéafte. Denn die Foérderung von J+S sei nicht mit der Gesamtschau
gleichzusetzen, das sei .ein finanzpolitischer Vorwand” des Bundesrates. Daraus
ableitend furchtete Graber ein Ausspielen der Gefésse gegeneinander und dann einen
~Showdown” innerhalb der Sportférderung. Zudem gab es gemass Graber auch
Ungereimtheiten gegentber friheren Aussagen des Bundesrates, genannt wurde sein
eigenes Postulat aus dem Vorjahr. Damals hatte der Bundesrat gefordert, dass allfallige
Beitragssenkungen frihzeitig bekannt gegeben wurden. Etwas anders ordnete Anita
Fetz (sp, BS) die Diskussion ein. Zwar stand sie klar fur J+S ein, sie wollte jedoch den
Weg der Regierung gehen und weitere Entwicklungen abwarten. Sportminister Parmelin
vertrat die bundesratliche Ablehnung der Motion. Nicht nur das: Seiner Ansicht nach
waren die Forderungen Féhns bereits erfillt, da in der Gesamtschau Sportférderung
eine hdhere finanzielle Ausstattung von J+S skizziert wurde: plus CHF 10 Mio. fur 2017
und Uberdies Erhéhungen um CHF 15 Mio. flr 2018, CHF 20 Mio. fur 2019 und CHF 25
Mio. flr das Jahr 2020.

Trotz dieser Einwande wurde die Motion mit 22 zu 17 Stimmen und einer Enthaltung an
die grosse Kammer liberwiesen. *

Nachdem der Standerat die Motion zur Sicherung des Programms ,,Jugend und Sport”
von dessen Mitglied Peter Féhn (svp, SZ) angenommen hatte, befasste sich in der
Wintersession des gleichen Jahres die Volkskammer mit dem Vorstoss. Die WBK hatte
sich im Vorfeld der Beratung zuséatzliche Informationen beschafft und dabei erfahren,
dass der Bundesrat bereits in die Wege geleitet hatte, die Gelder zugunsten von J+S zu
erhéhen. So wurden im Voranschlag 2017 Mittel fir den Aktionsplan Sportférderung
reserviert, dariber hinaus wurde auch mit einer jahrlichen Erhéhung der Beitrége um
CHF 5 Mio. gerechnet. Vor diesem Hintergrund sei das Motionsanliegen bereits erfillt,
resimierte die Kommission. Dennoch wollte sie die Motion unterstitzen, gerade auch
um Bereiche wie den freiwilligen Schulsport oder Sportangebote zu
Integrationszwecken zu fordern.

Im Plenum gab es keine Debatte dazu, einzig Sportminister Parmelin meldete sich zu
Wort. Die Regierung war nach wie vor gegen die Motion: Die Anliegen seien bereits
erflllt, einerseits durch besagten Aktionsplan, der zwei Monate zuvor beschlossen
worden war, und andererseits durch die Budgeterhéhungen, die fur das Finanzjahr
genehmigt worden waren. Mit 172 zu 7 Stimmen (bei einer Enthaltung) wurde die Motion
aber entgegen dem bundesréatlichen Antrag deutlich angenommen.

Eine gleichlautende Motion Lohr (cvp, TG; Mo. 16.3149) wurde nach diesem Votum
zurlckgezogen. *
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Im Zuge der parlamentarischen Debatte zum Aktionsplan Sportférderung wurden zwei
gleichlautende Kommissionsmotionen in beiden Réten eingereicht, die zuséatzliche
Mittel im Aktionsplan zur Gesamtschau Sportférderung zugunsten des Nachwuchs-
Leistungssports forderten. Der Standerat befasste sich zuerst mit der Motion seiner
WBK (Mo. 17.3003). Er lobte die Gesamtschau zur Sportférderung sowie ihre
konzeptionelle und finanzpolitische Relevanz. Der Aktionsplan des Bundesrates wurde
zur Kenntnis genommen.

Die Motion forderte schlicht, dass im Voranschlag 2018 sowie in den Folgejahren je
zusatzlich CHF 15 Mio. fur die Férderung des Nachwuchs-Leistungssports budgetiert
wilrden. Die Kommission leitete ihre Forderung aus dem Leistungssportkonzept ab,
worin der Bundesrat eine finanzielle Beteiligung der Kantone einforderte. Diese seien
ihrer Aufgabe nachgekommen und héatten via Swisslos und Lotterie Romande zuséatzlich
CHF 15 Mio. fur die Jahre 2017 bis 2019 freigegeben. Dass der Bund hier nicht
nachziehe, sei unhaltbar. Beflrchtet wurde gar, dass die Kantone ihr finanzielles
Engagement ab 2020 sistieren wirden.

Der Bundesrat liess sich aber nicht unter Druck setzen, er beantragte die Ablehnung der
Motion. Die Lage im Bundeshaushalt sei zu prekar, der finanzielle Spielraum fehle. Diese
Argumentation erstaunte Kommissionsberichterstatter Eder (fdp, ZG). Der Bundesrat
stimme im Aktionsplan ein «Hohelied» auf den Leistungssport an, wolle aber die Mittel
in diesem Bereich nicht anpassen, das gehe nicht zusammen. Uberdies bemangelte er
auch die ungenltgende Begrindung dieses Entscheids. So seien die Aussagen der
Regierung bezlglich Leistungssport als leere Worthllsen zu betrachten. Mit 11 zu O
Stimmen, verdeutlichte Eder, sei die Motion Uberaus deutlich von der Kommission
beschlossen worden. In den verschiedenen Wortmeldungen wurde das nachfolgende
Abstimmungsergebnis bereits vorweg genommen: Alle Redner und eine Rednerin
sprachen sich dafur aus. Das Ergebnis war, wie von Standerat Eder gewlnscht,
«wuchtig»: Die Motion wurde mit 41 zu 1 Stimme Uberwiesen.

Eine Behandlung im Nationalrat wurde obsolet, weil dieser die gleichlautende Motion
der WBK-NR (Mo. 17.3014) drei Tage spater ebenfalls annahm. Die Diskussion glich jener
im Standerat, auch wenn sowohl Kommissionsantrag (15 zu 5 Stimmen und 4
Enthaltungen) als auch Endresultat (146 zu 21 Stimmen) etwas weniger einhellig waren. °

Mit einem Postulat forderte der jurassische Standesvertreter Claude Héche (sp, JU)
Ende 2017 ein «Starkeres und koordiniertes Engagement des Bundes fiir den Sport,
den Spitzensport und den leistungsorientierten Nachwuchssport». Dabei bezog er
sich auf das Nasak 4, das Ende 2017 auslauft. Im Zuge der Sportférderung im Sinne des
Sportférderungsgesetzes solle sich der Bundesrat daflr einsetzen, dass weiterhin
Finanzmittel reserviert werden kénnen, betonte der Postulant. Angesichts der in der
Schweiz durchzufiihrenden Grossanlasse in den Jahren 2020 und 2021 sowie im Falle
einer allfalligen Austragung olympischer Winterspiele im Jahr 2026 sei eine Fortfihrung
der finanziellen Unterstitzung der hiesigen Sportinfrastruktur angezeigt.

Die Regierung zeigte sich dem Anliegen offen gegenuber und stellte in Aussicht, die -
tatsachlich bis anhin fehlende - Nachfolgeregelung fur ein Nasak 5 vorzubereiten.
Angesichts der klammen Staatsfinanzen sei fur die Periode 2018-2020 aber nicht mit
dem Einsatz zusatzlicher Mittel zu rechnen.

Im Mérz 2017 wurde der Vorstoss im Stéanderat behandelt, mit der Annahmeempfehlung
des Bundesrates war nicht mit grosser Opposition zu rechnen. Der Postulant
unterstrich dabei die vielfaltige Rolle des Sports flir die Gesellschaft. Der
Departementsvorsteher unterstutzte das Postulat, gab aber noch einmal zu bedenken,
dass die Finanzlage zu beachten sei. Insofern kénne ein Bericht erstellt werden, eine
zweite Etappe werde aber nétig sein, um allfallige weitere Finanzmittel sprechen zu
kénnen.

Das Sportférderprogramm J+S geriet jungst vermehrt in die Aufmerksamkeit der
eidgendssischen Rate. Gerade dessen finanzielle Ausstattung war jeweils ein
umstrittener Punkt. In diese Kerbe schlug auch Andrea Gmiur (cvp, LU), die mit ihrer
Motion die Aufhebung des Moratoriums fiir neue J+S-Sportarten herbeifiihren wollte.
Gmur wollte mit ihrer Motion erreichen, dass neue Sportarten, die eine bestimmte
Grosse haben und zusatzlich Uber etablierte Verbands- und Vereinsstrukturen
verfigen, in die J+S-Programme aufgenommen werden und so entsprechende
Fordergelder beantragen kénnen. Der Unterstutzungsstopp sei nicht mehr zeitgemass.
Besonders das Verharren auf dem Zustand von 2009 - als aus finanziellen Bedenken die
Unterstltzung neuer Sportarten blockiert worden war - wirke inzwischen wie eine
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willkirliche Begrenzung. Seither hatten sich nicht nur neue Sportarten als sehr beliebt
herausgestellt, sondern es habe auch ein Wandel stattgefunden. So sei beispielsweise
der Sportartenkatalog des olympischen Komitees weiterentwickelt worden. Gmur
schwebte als Losung eine Umschichtung der Gelder vor, was sich mit einem Kniff
haushaltsneutral umsetzen lasse: Die fur die neuen Sportarten bendétigten Mittel sollten
dem Funktionskredit entnommen und einem Subventionskredit zugefuhrt werden.

Der Bundesrat konnte dem Vorstoss nicht viel abgewinnen. In seiner Stellungnahme
argumentierte er gegen die Motion, da die angesprochenen Anpassungen seiner
Meinung nach nicht gerechtfertigt seien. Eine markante Nachfrageverschiebung in
Richtung neuer Trendsportarten sei nicht zu erkennen und nur zwei Sportarten
Uberstiegen in letzter Zeit die kritische Schwelle von 1 Promille (aller Teilnehmenden an
den J+S-Kursen). Dies ist der nach geltender Gesetzgebung (Verordnung des VBS Uber
Sportférderungsprogramme und -projekte) vorgegebene Richtwert, nach der eine neue
Sportart als J+S-bezugsberechtigt klassiert wird. In absoluten Zahlen ausgedrickt
entsprach dies im Jahr 2017 600 Kindern und Jugendlichen. Von den letzten 25
Aufnahmegesuchen flir J+S-Leistungen erfullten lediglich American Football und die
Subgruppe der Kampfkinste dieses Kriterium. Aufgrund des Moratoriums, dessen
Gultigkeit im Bundesgesetz Uber das Konsolidierungs- und AufgabenUlberprifungspaket
2014 verlangert worden war, hatte der Bundesrat alle neuen Antrage abgelehnt.

Das Geschaft war dann im Nationalrat unbestritten. Nach nur zwei Wortmeldungen, die
Motionarin und der Sportminister wiederholten im Wesentlichen ihre Haltungen, wurde
Uber die Motion abgestimmt. Der von 36 Nationalrdtinnen und Nationalraten
mitunterzeichnete Vorstoss wurde mit 133 zu 37 Stimmen deutlich angenommen (12
Enthaltungen).’

Nachdem die Motion Gmiur (cvp, LU) zur Aufhebung des Moratoriums fiir neue J+S-
Sportarten im Nationalrat Anklang gefunden hatte, war es am Stédnderat, hierzu Stellung
zu beziehen. Seine vorberatende WBK hatte sich Mitte Februar 2018 damit befasst und
eine Modifikation vorgeschlagen. Mit elf zu null Stimmen und einer Enthaltung empfahl
sie sodann dem Plenum, die Motion anzunehmen. Die vorgeschlagene Anderung
umfasste lediglich eine Prézisierung des Motionstextes, indem nicht vorgegeben
werden sollte, wie die Umschichtung der Gelder vorzunehmen sei, um so der
Verwaltung mehr Handlungsspielraum einzurdumen. Mit dieser Anpassung soll das
Moratorium sehr wohl aufgehoben werden, jedoch wird der Losungsweg der Verwaltung
Uberlassen.

Mit diesen positiven Vorzeichen gelangte die Motion in der Fruhjahrssession 2018 auf
die Tagesordnung des Stéanderates. Im Plenum gab es wenig Anlass fir eine lange
Debatte. Kommisionssprecher Eder (fdp, ZG) betonte in seinem Votum, dass die WBK-
SR dem J+S eine grosse Bedeutung zumesse, nicht nur, weil das Programm der
Sportférderung diene, sondern auch, weil es Kinder und Jugendliche in
verschiedensten Sportarten schule. Bezlglich des seit 2009 geltenden Moratoriums war
man in der Kommission der Meinung, dass es sich nicht mehr rechtfertige, noch langer
neue Sportarten auszuschliessen, wenn sie die Aufnahmekriterien zum J+S-Programm
erflllten. Die im Raum stehende Abanderung des Motionstextes wurde als umsetzbarer
erachtet als die Vorgabe aus dem ursprunglichen Text, weil das Baspo gegebenenfalls
Basisleistungen fur bereits bezugsberechtigte Sportarten kiirzen musste, was nicht das
Ziel der Motion ware. ,Traditionelle Sportarten dirfen durch das Moratorium nicht
bestraft werden”, so die Quintessenz aus der Kommissionsvorarbeit. Die neue
Formulierung beschrankte sich also auf die Vorgabe, dass die Aufnahme neuer
Sportarten haushaltsneutral zu erfolgen hat. Auch der Sportminister ergriff das Wort
und &usserte sich nicht nur zur Kehrtwende der Regierung (die Motion sollte nach
ihrem Willen urspringlich abgelehnt werden), sondern er begliickwiinschte sogar die
Kommission fur die .formulation miracle”, fur das Finden einer Patentlésung quasi. Mit
dem Segen des Bundesrates wurde die Motion in ihrer neuen Fassung dem Nationalrat
zur Verabschiedung tberlassen.

Als Folge eines Bundesgerichtsentscheids zum Schulgesetz des Kantons Thurgau wurde
die Kostenbeteiligung an obligatorischen Schulexkursionen seitens der Eltern auf CHF
16 pro Tag beschrénkt. Da laut Duri Campell (bdp, GR) dieser Entscheid an den Schulen
zu Verunsicherung geflihrt habe und die Lagerorganisation nun mit einem Mehraufwand
verbunden sei, wollte der Bindner Nationalrat mittels Postulat den Bundesrat dazu
auffordern, die Gestaltungsmoglichkeiten des Bundes beziiglich
Unterstiitzungszahlungen von obligatorischen Schulsportlagern zu Uberprifen. Dabei
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solle in einem Bericht primar dargelegt werden, inwiefern Programme wie J+S und
«Jugend und Musik» die betroffenen Lager und Exkursionen verstarkt unterstitzen
kénnten. Lager hatten einen grossen padagogischen Wert und seien essentiell fur das
soziale Zusammenleben, so der Postulant. Da sich Eltern im Kanton Thurgau vor dem
Bundesgerichtsentscheid mit maximal CHF 200 pro Lagerwoche respektive CHF 300
pro Schneesportlager beteiligt hatten, misse nun die 6ffentliche Hand vermehrt flr die
entstehenden Kosten aufkommen, damit die Durchfiihrung solcher Aktivitaten nicht
gefahrdet werde. Dies ware flr die Schweiz als Schneesportland insbesondere aus
volkswirtschaftlicher Sicht heikel, wirden doch solche Tendenzen in Konflikt mit
Bemuhungen stehen, welche mit der Grindung des Vereins Schneesportinitiative
Schweiz unternommen worden seien.

In seiner Stellungnahme ausserte sich der Bundesrat positiv gegenlber Lagern und
anerkannte die padagogische Bedeutung von sportlichen sowie kulturellen Aktivitaten.
Bundesrat Guy Parmelin erklarte, dass der Bund das Programm J+S im Rahmen der
gesetzlichen Moglichkeiten unterstitze. So erhielten Schulen einen Beitrag von CHF
7.60 pro Lagertag und Kind. Jedoch sei der Handlungsspielraum des Bundes begrenzt,
da gemass Bundesverfassung schulische Angelegenheiten in den Zustéandigkeitsbereich
der Kantone fielen. Aufgrund dieser Ausgangslage sah sich der Bundesrat nicht im
Stande, die Problematik zu behandeln, und empfahl folglich, den Vorstoss Campell
abzulehnen.

Dieser Antrag fand im Nationalrat jedoch kein Gehor. Das Postulat wurde mit 171 zu 10
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) deutlich angenommen. ?

Wahrend der Wintersession 2018 befasste sich der Stdnderat mit dem Bundesbeschluss
zum Ubereinkommen des Europarates gegen Wettkampfmanipulation, auch als
Magglinger Konvention bekannt. Im Vorfeld hatte der Nationalrat den Entwurf bereits
angenommen und die WBK-SR dem Standerat beantragt, diesem Beispiel zu folgen. In
der Ratsdebatte thematisierten der fir die Kommission sprechende Ruedi Noser (fdp,
ZH) und Bundesrat Parmelin hauptsédchlich Punkte, die bereits Gegenstand der
Diskussion im Nationalrat gewesen waren. Zuséatzlich erklarten sowohl Noser wie auch
der Sportminister, dass man gegen diese Art von Kriminalitat nicht auf nationaler Ebene
vorgehen kénne, sondern dazu eine internationale Kooperation - wie sie die Magglinger
Konvention vorsieht - bendtige. Mit dem Inkrafttreten des Geldspielgesetzes am 1.
Januar 2019 sei ausserdem auch der notwendige gesetzliche Rahmen gegeben.
Ratifiziere die Schweiz, welche Sitz zahlreicher internationaler Sportverbande ist, die
Konvention, kénne sie ein starkes Signal aussenden, so Parmelin. Daher bitte er die
kleine Kammer, auf die Vorlage einzutreten und sie anzunehmen. Das Stockli folgte
diesen Worten und nahm den Entwurf in der Gesamtabstimmung einstimmig mit 38
Stimmen an.
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